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Einführung 

Bisherige Erörterungen zur Universität befassen sich entweder mit 
dem reinen Wissenschaftsbetrieb unter besonderer Berücksichtigung 
der verfassungsrechtlichen  Gewährleistung von Forschung und Lehre 
oder aber allein mit den Befugnissen des Rechnungshofes. 

I n der vorliegenden Arbeit soll untersucht werden, ob und inwieweit 
sich aus der Gewährleistung der Wissenschaftsfreiheit  in Ar t . 5 Abs. 3 
GG Folgerungen in Hinblick auf die Ausstattung der Universität mi t 
Finanzmitteln als auch hinsichtlich der Verwaltung entsprechender Mi t -
tel ziehen lassen. 

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Rechtsstellung der Univer-
sität unter historischer und verfassungsrechtlicher  Betrachtung. Im An-
schluß daran werden Anspruch und Umfang einer staatlichen Finan-
zierung erörtert, um sodann eine Befugnis zur Finanzverwaltung sei-
tens der Universität zu überprüfen.  Die haushalts- und kassenrecht-
lichen Regelungen werden kritisch an den zuvor gewonnenen Erkennt-
nissen hinsichtlich der Universitätskompetenz gemessen. In Abgrenzung 
der Kompetenzbereiche Universität und Staat w i rd die Frage nach den 
Einflußmöglichkeiten des Staates auf die Mittelvertei lung und -Ver-
wendung sowie nach den diesbezüglichen rechtlichen Bindungen der 
Universität nachgegangen. 

Es folgt eine Darstellung der Drittmittelf inanzierung  und der sie be-
treffenden  gesetzlichen Regelungen, die ebenfalls kritisch im Verhältnis 
zur verfassungsrechtlichen  Gewährleistung der Wissenschaftsfreiheit 
überprüft  werden. Im weiteren gi l t es, die Probleme und Nachteile der 
Anwendung des allgemeinen Haushaltsrechtes auf die Haushaltsfüh-
rung der Universität aufzuzeigen. 

Es folgt die Darstellung der staatlichen Kontrolle der Universität 
insbesondere durch den Rechnungshof. Dabei werden nicht nur die ver-
fassungsrechtlichen Grenzen einer Finanzkontrolle, sondern auch die 
praxisbezogenen Schwierigkeiten dargelegt. Nach der Skizzierung der 
Probleme einer Hochschulökonomisierung w i rd als Lösungsmöglichkeit 
ein neues Finanzierungsmodell diskutiert, das eine Selbstkontrolle der 
Forscher impliziert und daher eine gesteigerte Effizienz  im Hochschul-
wesen garantiert. 
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Anknüpfend an die Verdeutlichung der Marktstruktur der Univer-
sität werden damit in Zusammenhang stehende werbungs- und wett-
bewerbsrechtliche Fragen erörtert. Als Ergebnis findet sich schließlich 
eine Zusammenfassung der gewonnenen Erkenntnisse in Thesenform. 

Die Arbeit wurde am 1. November 1985 abgeschlossen. Gesetzesstand 
und Literatur wurden entsprechend berücksichtigt. 



I . Die Rechtsstellung der Universität 

1. Historische Einführung 
in Bezug auf Finanzen und Verwaltung 

Um einen Einblick in die finanzielle und wirtschaftliche Stellung der 
Unversitäten zu gewinnen, ist es geboten, auf die geschichtliche Ent-
stehung und Entwicklung des Finanz- und Verwaltungssystems der 
Universitäten Bezug zu nehmen. Auch das heutige Verhältnis der Uni-
versitäten zum Staat, das von Spannungen politischer und wirtschaft-
licher A r t gekennzeichnet ist, beruht auf der politisch-gesellschaftlichen 
Beurteilung und Entwicklung staatlicher Abhängigkeiten seit der Ent-
stehung von Universitäten. 

Anhand des historischen Rückblicks ist zu untersuchen, ob eine ge-
genwärtige etwaige Forderung nach einem finanziellen oder wirtschaft-
lichen Selbstverwaltungsrecht auf eine gewohnheitsrechtliche Übung 
gestützt werden kann. 

Seit der Gründung von Universitäten benötigten diese finanzielle 
Mit tel zur Ausstattung einerseits und zur Besoldung der Professoren 
andererseits. Die mittelalterlichen Universitäten waren nicht mit nen-
nenswertem eigenem Vermögen ausgestattet, so daß meist geistliche 
Pfründen zur Unterhaltung herhalten mußten1. Die Gründungsinitiative 
ging nicht nur von Fürsten und Städten, sondern auch von kirchlicher 
Seite aus und wurde mi t der Erstellung eines Stiftungsbriefes  vol l-
zogen. Mi t diesem formellen Gründungsakt verband sich gleichzeitig 
eine Verantwortlichkeit des Gründers für das weitere Bestehen der 
Universität. Zu Zeiten der Reformation änderte sich die Ar t der Un-
terhaltung dahingehend, daß eine Schenkung geistlicher Güter vol l-
zogen wurde, um nunmehr mittels eigenständiger Nutzung die Besol-
dung der Professoren  sowie die Begleichung der Verwaltungskosten si-
cherzustellen. Wenngleich mi t dieser Überlassung ein Abbau finanziel-
ler Abhängigkeit verbunden war, mußte man bereits im dreißigjährigen 
Krieg feststellen, daß die größere Freiheit und Unabhängigkeit zu-
gleich risikobehaftet war, da man nunmehr für den Bestand und die 
Ergiebigkeit der Güter selbst verantwortl ich zeichnete. Trotz dieses Ri-

1 Bornhak, Geschichte der preußischen Universitätsverwaltung bis 1810, 
Ber l in 1Ö00, S. 43. 


